
Der Umstand, dass ein Gericht eines Mitgliedstaats im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes angerufen wird oder eine Entscheidung in 
einem solchen Verfahren ergeht und der eingereichte Antrag oder die 
ergangene Entscheidung nichts enthält, woraus sich ergibt, dass das im 
Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes angerufene Gericht nach der 
Verordnung Nr. 2201/2003 zuständig ist, schließt nicht zwangsläu­
fig aus, dass es — wie dies möglicherweise nach dem nationalen Recht 
dieses Mitgliedstaats zulässig ist — einen mit dem Antrag auf vor­
läufigen Rechtsschutz in Zusammenhang stehenden Antrag in der 
Hauptsache gibt, der Angaben enthält, mit denen dargetan werden 
soll, dass das angerufene Gericht nach dieser Verordnung zuständig ist. 

Verfügt das später angerufene Gericht trotz seiner Bemühungen, sich 
bei der Partei, die sich auf Rechtshängigkeit beruft, dem zuerst ange­
rufenen Gericht und der Zentralen Behörde zu informieren, nicht über 
Angaben, die es erlauben, den mit einem Antrag bei einem anderen 
Gericht verfolgten Anspruch zu bestimmen, und die insbesondere da­
rauf gerichtet sind, die Zuständigkeit dieses Gerichts nach der Verord­
nung Nr. 2201/2003 darzutun, und gebietet aufgrund besonderer 
Umstände das Kindeswohl den Erlass einer Entscheidung, die in an­
deren Mitgliedstaaten als dem des später angerufenen Gerichts aner­
kennungsfähig ist, so hat dieses Gericht nach Ablauf einer angemes­
senen Frist für den Eingang der Antworten auf die gestellten Fragen 
die Prüfung des bei ihm eingereichten Antrags fortzusetzen. Die Dauer 
dieser angemessenen Frist hat dem Kindeswohl unter Berücksichtigung 
der konkreten Umstände des betreffenden Verfahrens Rechnung zu 
tragen. 

( 1 ) ABl. C 221 vom 14.8.2010. 

Vorabentscheidungsersuchen des Varhoven administrativen 
sad (Bulgarien), eingereicht am 7. Juli 2010 — Krasimir 
Asparuhov Estov, Monika Lyusien Ivanova und Kemko 
International EAD/Ministerski savet na Republika Bulgaria 

(Rechtssache C-339/10) 

(2011/C 13/26) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Varhoven administrativen sad 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Krasimir Asparuhov Estov, Monika Lyusien Ivanova und 
Kemko International EAD 

Beklagter: Ministerski savet na Republika Bulgaria 

Mit Beschluss vom 12. November 2010 hat sich der Gerichtshof 
(Achte Kammer) für die Beantwortung der vom Varhoven ad­
ministrativen sad (Bulgarien) vorgelegten Fragen für offensicht­
lich unzuständig erklärt. 

Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal for 
Northern Ireland (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 
29. September 2010 — Seaport (NI) Ltd, Magherafelt 
District Council, F P Mc Cann (Developments) Ltd, 
Younger Homes Ltd, Heron Brothers Ltd, G Small 
Contracts, Creagh Concrete Products Limited/Department 

of the Environment for Northern Ireland 

(Rechtssache C-474/10) 

(2011/C 13/27) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal for Northern Ireland 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Seaport (NI) Ltd, Magherafelt District Council, F P Mc 
Cann (Developments) Ltd, Younger Homes Ltd, Heron Brothers 
Ltd, G Small Contracts, Creagh Concrete Products Limited 

Beklagter: Department of the Environment for Northern Ireland 

Vorlagefragen 

1. Ist die Richtlinie 2001/42/EG ( 1 ) dahin auszulegen, dass ein 
Mitgliedstaat in dem Fall, dass eine einen Plan im Sinne des 
Art. 3 aufstellende staatliche Behörde in dem Mitgliedstaat 
selbst die Behörde mit umfassendem umweltbezogenem 
Aufgabenbereich ist, die nach Art. 6 Abs. 3 vorgesehene 
Bestimmung einer nach Art. 5 und 6 zu konsultierenden 
Behörde ablehnen kann? 

2. Ist die Richtlinie dahin auszulegen, dass in dem Fall, dass 
eine einen Plan im Sinne des Art. 3 aufstellende Behörde in 
dem Mitgliedstaat selbst die Behörde mit umfassendem um­
weltbezogenem Aufgabenbereich ist, der Mitgliedstaat ver­
pflichtet ist, sicherzustellen, dass es eine von dieser Behörde 
getrennte, zu konsultierende Stelle gibt, die für diese Auf­
gabe bestimmt werden kann? 

3. Ist die Richtlinie dahin auszulegen, dass das Erfordernis nach 
Art. 6 Abs. 2, den in Art. 6 Abs. 3 genannten Behörden und 
der in Art. 6 Abs. 4 genannten Öffentlichkeit „innerhalb 
ausreichend bemessener Fristen“ frühzeitig und effektiv Ge­
legenheit zur Stellungnahme zu geben, durch Regelungen 
umgesetzt werden kann, die vorsehen, dass die verantwort­
liche Behörde, in deren Aufgabenbereich die Aufstellung des 
Plans fällt, die Frist für jeden Einzelfall bestimmt, in dem 
Stellungnahmen abzugeben sind, oder müssen die die Richt­
linie umsetzenden Regelungen selbst eine Frist oder ver­
schiedene Fristen für verschiedene Umstände festlegen, in­
nerhalb deren solche Stellungnahmen abzugeben sind? 

( 1 ) Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be­
stimmter Pläne und Programme (ABl. L 197, S. 30).
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